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/ H u s s e n  t v i z  h e i  Ticz / i ^ i c T l e z o e z e m i ß t i n ß  Mit c i n e z  s ö i t i a L c n  

d t u s c k i c f i i u n ß  z e c h m n ?

Strukturelle Gleidigewiditsstörungen sind zu erwarten

D ie Frage nadi einer möglichen 
Umschiditung der Sozialstruk

tur der deutschen Bevölkerung im 
Falle einer W iedervereinigung der 
Ostzone m it der Bundesrepublik 
ist ein Problem, dessen Lösung 
sich gegenwärtig noch auf die Hy
pothese stützen muß, daß in bei
den Gebieten der status quo in 
wirtschaftlicher, soziologischer und 
politischer Hinsicht bis zur W ieder
vereinigung erhalten bleibt. Dabei 
w erden etw a folgende Faktoren 
bei einer Beurteilung der Sozial
struk tur gegenübergestellt werden 
müssen;

Das Industriepotential der O st
zone ist gegenüber der Vorkriegs
zeit durch die Errichtung neuer 
und durch den Ausbau bestehender 
Unternehmen — namentlich der 
Schwerindustrie — gestiegen. Die 
industrielle Bruttoproduktion aus
schließlich der Bauwirtschaft be
trug nach westdeutschen Angaben 
im Jahre  1952 109 “/# gegenüber 
100 “/o im Jahre 1936. Dabei ist 
aber zu berücksichtigen, daß diese 
Zahlen kein w ahres Bild der m it
teldeutschen Industriekapazität v e r
m itteln, da die gegenwärtige ost
zonale Produktion durch die zahl
reichen Engpässe, durch die Büro
kratisierung der W irtschaft und 
durch Fehlplanung stark  beschränkt 
ist. Im Falle einer Normalisierung 
der M aterialbeschaffung und der 
Beseitigung der staatlichen Zwangs
wirtschaft nach der W iedervereini
gung w ird daher das Industrie
potential M itteldeutschlands we
sentlich höher liegen als die gegen
w ärtige tatsächliche Produktion. 
Der je tzt in der Ostzone fühlbare 
M angel an  gelernten Industriear

beitern wird wahrscheinlich nach 
der W iedervereinigung noch spür
barer werden. Andererseits ist eine 
Auffüllung dieser Lücke durch eine 
West-Ost-Bewegung von Industrie
arbeitern nur in ganz geringem 
Maße (etwa aus den übersetzten 
Agrargebieten Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen) zu erwarten, 
da auch in  der Bundesrepublik ein 
Facharbeitermangel herrscht. Eine 
umfassende W anderbewegung unter 
den Industriearbeitern wird mit 
Wahrscheinliciikeit nicht eintreten.

Andererseits besitzt die Ostzone 
die — in ihrem Ausmaße allerdings 
noch nicht voraussehbare — Mög
lichkeit, die Lücke eines Facharbei
term angels aus den eigenen Rei
hen aufzufüllen; denn es ist zu be
rücksichtigen, daß zahlreiche Indu
striearbeiter der Ostzone, die durch 
politischen Protektionismus zu 
Staats- und Parteifunktionären, zu 
Volksrichtern und zu Neulehrern 
gemacht oder zur Volkspolizei ein
gezogen wurden, zwangsläufig in 
ihre alten Berufe zurückkehren 
müssen. Allerdings darf auch die 
Bedeutung dieser Arbeitsreserve 
nicht überschätzt werden; denn mit 
der Normalisierung der wirtschaft
lichen und politischen Verhältnisse 
werden namentlich viele Frauen 
und ehemalige Kleingewerbetrei
bende, die zwangsweise in den Ar
beitsprozeß eingereiht wurden, aus 
diesem w ieder ausscheiden.

W eit schwerwiegender wird das 
Problem des Mittelstandes, insbe
sondere der Kleingewerbetreiben
den, des Kleinhandels und des Be
amtentums sowie der Geistesschaf
fenden sein. Die Ostzone ist ge
genwärtig ein Gebiet praktisch

ohne M ittelstand und ohne Intelli
genz, was zu einer völligen Prole
tarisierung ihrer Sozialstruktur ge
führt bat. Auch wenn m an die 
Übersetzung in Handel und Hand
w erk in der Bundesrepublik in Be
tracht zieht und daraus auf ein ge
wisses W est-Ost-Gefälle in Hand
werk und Handel nach einer W ie
dervereinigung schließen wollte, so 
erscheint eine Auffüllung dieser 
Lücke in absehbarer Zeit doch e t
was zweifelhaft.

Eher scheint mir ein W est-Ost- 
Ausgleich der Geistesschaffenden 
möglich zu sein, indem namentlich 
zahlreichen jungen Ärzten, Juristen. 
Lehrern und Technikern rasche 
Aufstiegsmöglichkeiten in  M ittel
deutschland geboten werden, was 
freilich den überalterungsprozeß 
der Intelligenz in der Bundesrepu
blik noch schärfer in Erscheinung 
treten  lassen wird.

Ein letztes Problem endlich stellt 
die Masse derjenigen jungen Leute 
dar, d ie  heute in der Ostzone eine 
politisch ausgerichtete geistige Aus
bildung (Fernstudium, gesellschafts
wissenschaftliches Studium, juristi
sches Studium) erhalten, die einer 
regelrechten Ausbildung nach w est
lichem M uster nicht gleichsteht. Es 
entsteht hier eine A rt „geistiges 
P roletariat“, dessen Unterbringung 
und eventuelle Auswahl auf beson
dere Schwierigkeiten stoßen wird.

Im ganzen kann gesagt werden, 
daß das schon jetzt in der Bundes
republik bestehende regionale Miß
verhältnis in der Sozialstruktur 
(Übervölkerung der Gebiete mit 
geringer Absorptionskraft durch A r
beitsunfähige gegenüber einem A r
beitskräftem angel in absorptions
fähigen Gebieten) im gesamtdeut-

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen-
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sdien Rahmen nodi verstärkt und 
durch eine Gleidigewiditsversdiie- 
bung der sozialen Sdiiditung er
w eitert wird.

Welche Maßnahmen einen Aus
gleich in dieser strukturellen Gleich
gewichtsstörung herbeiführen kön
nen, läßt sid i nur an Hand einer 
exakten Analyse der konkret auf
tretenden Probleme sagen. Sicher 
ist aber, daß die z. Z. ini der Bun
desrepublik betriebene M arktw irt
schaftspolitik eine schwere Be
lastungsprobe wird durdimachen 
müssen. Sollen diese S trukturver
änderungen in der sozialen Schich
tung nicht auch nachhaltige Nach
teile für die Volkswirtschaft mit

sich bringen, so wird der Staat sich 
gezwungen sehen, w ieder zu einer 
strafferen W irtschaftslenkung über
zugehen, ohne dieser freilich das 
Odium einer Zwangswirtschaft bei
zulegen. Es wäre dabei an  ver
stärkte Investitionsmaßnahmen und 
vor allem an eine intensivere Ar
beitsm arktpolitik und Nachwuchs
lenkung zu denken. Gerade die 
hier aufgezeigten Probleme struk
turell-soziologischer Änderungen 
zeigen, daß man Sozial- und W irt
schaftspolitik nicht allein mit Dok
trinen machen kann, sondern daß 
sich der Staat immer bewußt sein 
muß, das Zünglein an der W aage 
zu sein. (Sch.)

Ohne Vorurteile prüfen!
W  ie anders die Sozialstruktur der 
Sowjetzone im Vergleich mit der 
Vorkriegszeit, aber auch mit der 
Bundesrepublik von heute gewor
den ist, kann wohl als bekannt 
vorausgesetzt werden. Die alte 
Oberschicht ist — m indestens als 
soziale Schicht, weitgehend aber 
audi personell — verschwunden 
und durch eine neue Oberschicht 
sowjetischen Typs ersetzt worden, 
die sich vor allem aus den politi
schen und wirtschaftlichen „Mana
gern" dieses Systems, der „tech
nischen Intelligenz" — eine schreck
liche Wortneubildung! — und einem 
Teil der dem System genehmen 
Intellektuellen und Künstler zu
sammensetzt. Die selbständigen 
Mittelschichten sind stark dezi
miert, ihr wirtschaftliches Niveau 
überwiegend erheblich herabge
drückt j lediglich das Bauerntum, 
dessen Bestand durch die im Som
mer 1952 eingeleitete Kollektivie
rung bereits gefährlich bedroht 
war, hat durch den ein Jahr später 
begonnenen „Neuen Kurs" min
destens eine Schonfrist erhalten.
Die Zahl der selbständigen Bauern 
ist durch die „Bodenreform" — 
besser; A grarrevolution ^  des 
Jahres 1945 erheblich gewachsen.
Ihre Zusammensetzung jedoch hat 
sich erheblich gewandelt; vor allem 
die Großbauern mit mehr als 50 
Hektar, aber auch schon diejenigen 
m it 20—50 Hektar haben enorm an 
Zahl und wirtschaftlicher Bedeu
tung verloren. Die Lohnarbeiter- 
sdiaft ist absolut und relativ ge
wachsen, am stärksten in den indu

striellen Großbetrieben {denn In
vestitionsplanung in zentralgelenk
ter W irtschaft ist regelmäßig Pla
nung von Großbetrieben). Inner
halb der Arbeiterschaft haben sich 
die Unterschiede des materiellen 
N iveaus erheblich vergrößert, vor 
allem durch die Lohnpolitik nach 
sowjetischem Muster, die zwischen 
dem Lohneinkommen der Un- und 
Angelernten und der Facharbeiter 
ebenso wie zwischen den Löhnen 
in  „privilegierten" und „gedulde
ten" Industriezweigen weit größere 
Differenzen schafft, als sie heute 
noch in irgendeinem westlichen 
Lande üblich sind.

Von all diesen Schichten ist nur 
die „neue Oberschicht" wirklich 
mit dem herrschenden System v er
bunden, während dieses — wie die 
Ereignisse des 17. Juni 1953 ge
zeigt haben — von der überwie
genden M ehrheit gerade der A rbei
terschaft scharf abgelehnt wird. 
Daß in der Arbeiterschaft des 
größten Industriewerkes der So
wjetzone, des Leunawerkes (mit 
rund 26 000 Beschäftigten), die Un
ruhe und Auflehnung gegen die 
Sowj etisierung Mitteldeutschlands 
nicht, enden will, ist um so auf
schlußreicher, als gerade dieses 
W erk in den ersten Jahren nach 
dem Kriegsende 1918 ein Zentrum 
der kommunistischen Bewegung bil
dete. Ebenso aufschlußreich ist die 
Tatsache, daß in nicht wenigen 
Fällen Arbeiter, die eine W ahl
möglichkeit zwischen der A rbeits
aufnahme in einem „volkseigenen“ 
und einem privaten Betrieb hatten,

den letzteren wählten, obwohl 
ihnen dadurch manche Vergünsti
gungen der sozialisierten Betriebe 
versagt blieben. Es kann mit ziem
licher Sicherheit gesagt werden, daß 
es der SED.-Propaganda trotz hei
ßesten Bemühens nicht gelungen 
ist, bei der M ehrheit der Arbeit
nehmerschaft den Begriff des 
„Volkseigentums" zu einem wirk
lichen inneren W ert zu machen.

Das etwa ist die Situation, die 
sich bei einer baldigen W ieder
vereinigung ergäbe. Sie muß objek
tiv und ohne Vorurteile gewertet 
werden, um alles zu verhindern, 
was in  sozialer Beziehung die po
sitiven W irkungen der W ieder
vereinigung beeinträchtigen könnte. 
In einem geeinten Deutschland 
werden die bisher eingetretenen 
Unterschiede der sozialen Struktur 
bald eingeebnet werden, vor allem 
durch den mit Sicherheit zu erw ar
tenden Rückstrom zahlreicher So
wjetzonenflüchtlinge aus der Bun
desrepublik; er wird gerade die
jenigen Schichten w ieder auffüllen, 
die durch das Sowjetsystem de
zimiert worden sind. Wahrschein
lich wird darüber hinaus ein zu
sätzlicher Bedarf an  A rbeitskräften 
verschiedener Kategorien einsetzen, 
dessen Deckung oft nicht leicht sein 
wird. So kann man z. B. bei dem 
gegenwärtig katastrophalen Ärzte
mangel in der Sowjetzone erwar
ten, daß der größte Teil der in der 
Bundesrepublik überzähligen Me
diziner dort untergebradit w er
den kann; in manchen anderen 
akademischen Berufen, in  denen 
keine so große „Reservearmee" 
existiert, werden wahrscheinlich 
echte Knappheitserscheinungen auf- 
treten. überhaupt wird man erw ar
ten  dürfen, daß durch die expan
siven W irkungen der W iederver
einigung die echte Arbeitslosigkeit 
in W estdeutschland erheblich ver
ringert wird. Im Gegensatz dazu 
w ird in der Sowjetzone, deren Pro
duktion ihre W ettbewerbsfähigkeit 
vor allem hinsichtlich der Kosten 
erst mühsam erkämpfen muß, in 
der wirtschaftlich schwierigen Über
gangszeit ein Teil der vorhandenen 
Arbeitsplätze wegfallen. Daß aus 
diesem notwendigen und unver
meidlichen Anpassungsprozeß keine 
Arbeitslosigkeit größeren Umfangs 
entsteht, muß eine der wirtsdiafts- 
und sozialpolitischen Hauptaufga-
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ben der Uberleitungsperiode sein. 
Sie ist zu lösen; allerdings nidit 
durch den marktwirtschaftlichen 
Automatismus, der dafür nicht 
rasch und reibungslos genug zu 
arbeiten vermag.
Nicht alles, was die V ergangen
heit der Sowjetzone an sozialen 
W andlungen gebracht hat, kann 
und sollte revidiert werden. Ein 
besonders kennzeichnendes Bei
spiel hierfür sind die Neusiedler, 
die durch die „Bodenreform" zu 
eigenem — wenn auch viel zu 
kleinem — Besitz gekommen sind. 
Viele, deren berufliche und mensch
liche Qualitäten nicht ausreich
ten, sind abgewandertj aber ein 
erheblicher Teil hat sich bew ährt 
und ist geblieben. So scharf Form 
und  Methode dieser Zerschlagung 
des Großgrundbesitzes, die allen 
Rechtsbegriffen dem okratischer Völ
k er ins Gesicht schlugen, abzu
lehnen sind, so w ird doch kaum 
ein  objektiver Beurteiler der frühe
ren  A grarverhältnisse z. B. in 
M ecklenburg-Vorpommern bestre i
ten, daß die frühere A grarverfas
sung mit dem außerordentlichen 
überw iegen des Großgrundbesitzes 
und landwirtschaftlichen Großbe
triebes ungesund und reform be
dürftig war. In dieser Beziehung 
kann also unmöglich einfache Re
stauration des früheren Zustandes 
ein sinnvolles Ziel sein. Man wird 
danach streben müssen, d ie  be
rechtigten W iedergutmachungsan
sprüche der ehemaligen Eigentümer 
mit der notwendigen sozialen und 
wirtschaftlichen Sicherung der N eu
siedler in Übereinstimmung zu 
bringen — wobei nicht zuletzt daran 
gedacht werden muß, die im Hin
blick auf künftige Kollektivierung 
bewußt zu klein gewählte' Größe 
der Neusiedlerbetriebe auf einen 
lebensfähigen Stand zu bringen.

Ein anderes Problem ist der „Auf
stieg der Tüchtigen". Die Propa
ganda des SED.-Systems gegenüber 
der Jugend — also an einer beson

ders gefährlichen Stelle — arbeitet 
intensiv mit der Behauptung, daß 
jedem  befähigten jungen Menschen 
in  diesem System jede Möglichkeit 
des Aufstiegs gegeben und dafür 
die größtmögliche Förderung ge
w ährt werde. Das ist eine Tatsache; 
verschwiegen w ird jedoch dabei, 
daß die Auswahl der zu Fördern
den in erste r Linie nach deren 
Eignung für das herrschende System 
und ihrem V erhalten diesem System 
gegenüber erfolgt. So werden etwa 
die zugelassenen Studenten m ate
riell vom Staate weit mehr un ter
stützt als in  Westdeutschland; ihre 
Auswahl aber erfolgt nach ganz 
einseitigen, vorzugsweise politi
schen Grundsätzen, bei denen an  
die Stelle der arischen Großmutter 
der Nationalsozialisten die prole
tarische Großmutter getreten ist. 
Aber der W esten muß sehr genau 
prüfen, ob nicht mindestens ein 
Teil der jetzt in der Sowjetzone 
angewendeten Methoden zur För-

derung des Aufstiegs der Tüchtigen, 
befreit von ihrer einseitigen Zweck
bestimmung derUnterstützung eines 
herrschenden Regimes, für das so
ziale Leben eines zukünftigen Ge
samtdeutschland eine echte Be
reicherung sein könnte.

Diese Andeutungen sollen zeigen, 
daß die soziale Struktur dieses 
künftigen Gesamtdeutschland nicht 
einfach in einer Restauration der 
Vergangenheit oder in einer blo
ßen Übernahme der gegenwärtigen 
Formen W estdeutschlands bestehen 
sollte. Ein ernsthaftes und veran t
wortungsbewußtes Gespräch über 
diese Fragen, das sich ebenso sehr 
vor einer völlig unangebrachten 
Glorifizierung angeblicher sozialer 
„Fortschritte" im Sowjetsystem 
hüten sollte w ie vor einer unge
prüften Globalablehnung alles des
sen, was dort auf sozialem Gebiet 
in den letzten 9- Jahren geschehen 
ist, erscheint infolgedessen als 
dringende Notwendigkeit. (Tm)

Positive W erte sollten erhalten bleiben!
D a s  W ahlergebnis vom 6. Septem
ber darf keineswegs so gewertet 
werden, a ls  hätte die Stimmenab
gabe für die Regierungsparteien eine 
Billigung der westdeutschen Ge
samtpolitik seit 1948 bedeutet. 
Sicher ist, daß bis auf einen kaum 
ins Gewicht fallenden Bruchteil die 
westdeutsche Bevölkerung Aben
teuer ablehnt. Nicht sicher ist aber, 
daß die häufig wohlüberlegte W ahl 
tatsächlich „die Entscheidung fürs 
Motorrad" war. Auch viele Wähler, 
die keineswegs an der Entwicklung 
beteiligt worden sind, die man 
höchst unbescheiden und übertrie
ben als „deutsches W under" be
zeichnet, haben aus guten Gründen 
für die Fortdauer der bisherigen 
Regierungspolitik gestimmt. Das be
deutet aber nicht, daß sie nicht sehr 
vieles geändert sehen möchten.

Der Wunsch nach Änderung be
zieht sich dabei in starkem Maße

auf das politische „Klima", das 
in offiziellen und inoffiziellen Krei
sen W estdeutschlands d e r deut
schen W iedervereinigung entgegen
schlägt. Hilfe für die Zonengrenz
gebiete ist notwendig und schön, 
wobei es schlimm ist, daß m an au 
oft das W ort „Zonen" dabei weg
läßt und wie z. B. bei der Bezeidi- 
nung „Grenzschutz" so tut, als han
dele es sich wirklich um eine 
Grenze. Schlimmer ist aber, daß be
sondere Hilfsmaßnahmen für zen
tral gelegene Landschaften über
haupt notwendig geworden sind. 
W enn wirklich nur ein natürliches 
Spiel der Kräfte gewaltet hat, dann 
hätte man ihm vielleicht präventiv 
entgegenwirken sollen, als es Städte 
und Dörfer in der Nähe der Zonen
grenze ihrer wirtschaftlichen Kraft 
entblößte. Die W aldlandschaften an 
der oberen Saale und am unteren 
Main z. B. haben es zunächst recht

YEREINSBANK IN HAMBURG
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gut vertragen können, daß Indu
striebetriebe aus dem Vogtland und 
dem übrigen Sachsen auf derF lud it 
vor der W irtsdiaftspolitik der So
wjetzone dort ansässig wurden. 
Es w äre vielleicht besser gewesen, 
sie dort zu behalten und die wei
te re  Abwanderung der Hauptfirmen 
in linksrheinisdie Gebiete gar nicht 
erst zustande kommen zu lassen. 
Praktisdi hat sich aud i innerhalb 
der Bundesrepublik ein Ost-West- 
Gefälle herausgebildet, das im 
Grundschema dem alten  Gefälle 
zwischen den preußischen Ostpro
vinzen und den deutschen Land
schaften westlich der Oder ent
spricht.

In dem Augenblick, in dem ein
mal die Zonengrenze verschwindet, 
werden die wirtschaftlichen und so
zialen Energien auf das ausge
pumpte iind unterernährte Gebiet, 
das mitten in Deutschland liegt, 
gerichtet werden müssen. Es wäre 
gut, wenn man sich in  etwas w e
niger Behagen über neu errunge
nen W ohlstand sonnte, der schnell 
genug wieder ins Nichts zerrinnen 
kann, und sich dafür jederzeit der 
gesamtdeutschen Verantwortung 
bewußt wäre, die mit N ationalis
mus nicht das geringste zu tun zu 
haben braucht. Die gesamtdeutsche 
Forderung kann nicht dadurch be
antw ortet werden, daß m an sich 
auf eine allgem eine Nächstenliebe 
beruft, denn der Nächste ist zu
nächst immer noch der Bruder im 
eigenen Land.

Jedes Gespräch m it Verwandten 
und Freunden aus der sowjetischen 
Besatzungszone gibt ein anderes 
Bild, und weder amtliche Äuße
rungen der dortigen Machthaber 
noch die Maßnahmen kritischer Sie
bung gegenüber allen Nachrichten 
aus dem Land zwischen Elbe und 
Oder können eine Klärung der ver
w irrenden persönlichen Meldungen 
bringen. Ist tatsächlich die Bevölke
rung der Sowjetzone durch die 
äußere Not in  einem Zustand ge
halten worden, der unserer Lage 
vor 1948 entspricht, und wünscht 
sie tatsächlich nichts sehnlicher, 
a ls nur unseren Vorsprung auf
zuholen? Oder ist um gekehrt ein 
großer Teil der Jugend ehrlich von 
den sozialistischen Möglichkeiten 
des Zusammenschlusses mit dem 
Osten so begeistert, daß er auch

Opfer als vorübergehend notwen
dig auf sich nimmt? Gibt es Ein
richtungen im heutigen Sachsen 
und Thüringen, in Mecklenburg 
und Brandenburg, die man nicht 
lieber bestehen lassen sollte und 
die m an sich vielleicht sogar zum 
Vorbild nehmen könnte, nachdem 
man nur das parteipolitische und 
ideologische Schlagwort abgekratzt 
hat? Ist dort nicht in mancher Hin
sicht eine W eiterentwicklung in 
der Linie der sozialen Einrichtun
gen vollzogen worden, die nach 
1880 vom sozialen W illen der 
Bevölkerungsmehrheit angestrebt 
wurden? Ist tatsächlich unser N eu
kapitalismus der einzig mögliche 
Weg, den unsere Brüder und 
Schwestern jenseits der Zonen
grenze nurallzugerngehenm öchten?

W enn heute schon allgemein 
Klarheit darüber herrscht, daß die 
Fehler einer Entnazifizierung mit 
um gekehrten Vorzeichen bei einem 
Freiwerden der Sowjetzone ver
mieden werden müssen, dann sollte 
dieser Entschluß nicht nur in bezug 
auf ideologische und politische 
Stellungnahmen gesehen werden. 
Auch wirtschaftlich und sozial ist 
manches geschehen, was vielleicht 
nicht schlecht, was jedoch keines
wegs um kehrbar ist.

Der neuerliche Streit, ob das 
Grundgesetz der Bundesrepublik 
im Sinne seiner ursprünglichen Ge
setzgeber nach wie vor als Provi
sorium gelten soll oder ob es in
zwischen dank wirklicher oder an 
geblicher Erfolge W estdeutschlands

den Rang einer echten Verfassung 
verdient hat, ist weniger wichtig 
als die parallele Frage gegenüber 
der geistigen und sozialen Ord
nung.

Es genügt nicht, die Sünden der 
Machthaber in der Sowjetzone an
zukreiden. Es genügt noch weniger, 
sich schaudernd abzuwenden und 
das Glück, das manche gehabt , ha
ben, als allgemeines Vorbild hin
zustellen. Ist denn wirklich für uns 
alle ein Deutschland im sozialen 
Zustand von 1913 das eigentliche 
Ideal? Versuchen w ir wirklich alle, 
wenigstens den angeblichen Ideal
zustand von 1927 wieder zu er
reichen? Sind wir wirklich alle zu
frieden, wenn wir wenigstens zu 
einem entnazifizierten 1937 zurück
kehren können? Besagt die V erur
teilung der H itlerjugend oder der 
FDJ., daß damit auch die sozialen 
Ideale verurteilt werden, die in 
vielen Jungen und Mädchen schon 
seit dem ersten W eltkrieg nicht 
m ehr zum Verstummen zu bringen 
sind? A ntw orten lassen sich nicht 
in der Form kategorischer Behaup
tungen geben, und zuverlässige 
Untersuchungen über die Meinun
gen in diesem Punkt fehlen, sind 
wohl auch kaum durchzuführen. 
Die Staats- und Gesellschaftsord
nung, die Betriebs- und V erw al
tungsordnung der Sowjetzone soll
ten ebenso wie die Gesinnung der 
dortigen Menschen ohne Vorein
genommenheit auf mögliche posi
tive W erte für die gemeinsame 
Zukunft überprüft werden. (ff)

Keine Erschütterung des Sozialgefüges 
X)ie Frage ist ernsthaft gestellt,
ob die W iedervereinigung Deutsch
lands, die an  sich nur als Folge 
einer w eltpolitisdien Revolution 
größten Ausmaßes denkbar ist, 
auch eine innere Umwälzung in 
Deutschland nach sich ziehen muß. 
M an weiß, daß der verstorbene 
Kurt Schumacher immer gehofft hat, 
daß die deutsche W iedervereini
gung die deutsche Politik aus ihrer 
restaurativen Versteinerung, die 
Schumacher ln der Bundesrepublik 
zu beobachten glaubte, in die große 
geschichtliche Bewegung hinüber
führen müßte. Gleichviel, ob die 
politischen Hoffnungen, so aus
gedrückt, gerechtfertigt sind oder 
nicht, man müßte kühl fragen,

ob nicht die W iedervereinigung 
in jeder Hinsicht ein „Neube
ginnen“ ist und ob nicht die 
sozialen, wirtschaftlichen, soziolo
gisch- und selbst geistig^olitisd ien  
Verhältnisse Deutschlands durch 
eine W iedervereinigung von Grund 
auf umgewälzt werden müssen. 
Sicherlich hatte sich der Schwer
punkt der Bundesrepublik in  das 
„reine Deutsdiland" verschoben, 
wie es von Constantin Frantz ge
nannt wurde. Die „borussische“ 
Überlagerung des südwestlichen 
Kernes, wie sie durch ostdeutsche 
Kolonisation und die Herausbil
dung des preußischen Staates ge
schah, spielte in der Bundesrepublik 
keine spürbare politische Rolle.
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W enn m an näher hinsieht, dann 
entdeckt man jedoch etwas sehr 
M erkwürdiges. Die sowjetische 
Herrsdiaft über Ost- und M ittel- 
deutsdiland hat den O sten Deutsch
lands der Sozialstruktur W est
deutschlands (des „reinen. Deutsdi- 
land") w eitgehend angenähert. Das 
Deutschland bis nahezu 1945 w ar 
sozial und wirtscäiaftlidi gespalten. 
Das große erregende geschichtliche 
und soziale Phänomen w ar das Aus- 
einanderfallen Deutsdilands in die 
„zwei Deutschlands“, in Ost- und 
W estelbien, in zwei historisch-so
ziologische Landschaften mit v e r
schiedenen Sozialstrukturen und mit 
einer verschiedenen geistigen und 
politischen Physiognomie. Constan
tin  Frantz hatte  mit einem politi
schen Affekt ausgesprochen, daß 
jenseits des Limes (heute möchte 
m an beinahe sagen: des eisernen 
Vorhangs) ein anderes Deutschland 
besteh t („weder schlechthin deutsch 
noch undeutsch“). N adler batte  — 
mit vielen V erzerrungen und Über
spitzungen — eine Soziologie des 
„Kolonialdeutschtums" versucht. 
Die andere Sozialstruktur — der 
Großgrundbesitz — hatte in der 
Tat eine ganz andere Lebensord
nung hervorgerufen.

Dieses O stelbien ist ohne Hoff
nung und ohne Furcht irgend
welcher W iedergeburt t o t  ü b er die 
scheußlichen und schlechthin un- 
qualifizierbaren M ethoden bei der 
Durchführung der Bodenreform in 
der Sowjetzone ist nicht zu reden. 
A ber die Bodenreform ist in  keinem 
Fall — selbst w enn es jemand 
wollte — rückgängig zu machen. 
Ost- und W estdeutschland sind bei 
alledem  näher und ähnlicher — 
was die Sozialstruktur anbelangt — 
als sie es jem als in ihrer Geschichte 
gewesen waren. W as man der W ei
m arer Republik stets als ein V er
säumnis angekreidet hat, ist nun 
nachgeholt. Ganz Deutschland ist 
in seinem agrarischen Bereich nun
m ehr bäuerlich. In diesem Bereich 
ist ein Zusammenstoß verschiedener 
Sozialstrukturen nicht zu erwarten, 
und eine soziale Krise infolge der 
W iedervereinigung ist unw ahr
scheinlich. Die sozialen Probleme, 
die nach einer W iedervereinigung 
auftreten können, sind zweifels
ohne ein Kinderspiel im Vergleich 
zu dem, was bisher der deutsche

Osten (Osthilfe!) an sozialen Pro
blemen und Spannungen für 
Deutschland gebracht hat. Man 
weiß, daß Max W eber die große 
geschichtliche Krise Deutschlands 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts 
nahezu auf die Tatsache zurück.- 
geführt hat, daß eine ökonomisch 
bis ins M ark getroffene Schicht (der 
ostelbische Grundbesitz) noch immer 
die führende politische Klasse in 
Deutschland darstellte. Die größten 
Gefahren seien immer damit ver
bunden, daß eine ökonomisch nie
dergehende Klasse die politische 
H errsdiaft innehabe.

Es ist nicht zu befürchten, daß 
die Sowjetzone — bei allen poli
tischen Verkrampfungen und V er
werfungen, die in ihr soziales und 
politisches Leben gebracht worden 
sind — heute eine derartige „Todes
zone" für das politische und soziale 
Leben der Deutschen darstellt. 
Auswirkungen explosiver Art kön
nen von der Angliederung der 
Sowjetzone an  den deutschen 
W esten kaum ausgehen — natür
lich immer vorausgesetzt, daß die 
Überleitung nicht unter allzu un
günstigen politischen Vorzeichen 
steht und daß bei der Vereinigung 
in sozialer und wirtschaftlicher 
Hinsicht keine entscheidenden Feh
ler gemacht werden. Der N iveau
unterschied zwischen Ost- und 
W estdeutschland wird sicherlich 
ernsthafte Probleme stellen und be
sonders W estdeutschland schwere 
wirtschaftliche und soziale Bela
stungen auferlegen. Das „Gefälle" 
muß irgendwie überwunden w er
den. Es kann wohl kaum erreicht

werden, daß die W anderung von 
Osten nach W esten völlig zum 
Stehen gebracht oder gar rückläu
fig gemacht werden könnte, die das 
soziale und wirtschaftliche Signum 
Deutschlands und Europas seit 
einem Jahrhundert ist. Damit diese 
W anderung nach der W iederher
stellung eines geeinten und sou
veränen Deutschland nicht eine 
Sturzflut wird — w enn die Frei
zügigkeit da ist und werm die wohl 
unimigängliche Auflösung der staat
lichen W irtschaftsverwaltung in der 
Sowjetzone mit ihrer neuen Büro
k ratie und ihrem Klientel eine grö
ßere Anzahl von Menschen „frei
setzt" — müssen die Kapita:linvesti- 
tionen wohl planmäßig stärker nach 
Ostdeutschland geleitet werden. 
Für W estdeutschland w ird das 
sicherlich erhebliche soziale und 
wirtschaftliche Opfer erfordern, die 
aber strukturelle Auswirkungen 
nicht zu haben brauchen. Die Re
privatisierung kann vermutlich auch 
nicht absolut und radikal durchge
führt werden, weil anscheinend die 
alten Besitz- und Eigentumsverhält
nisse zu sehr verwachsen sind und 
deshalb die Reprivatisierung viel
fach eine reine N euverteilung von 
Eigentum bedeuten könnte, die 
dann nahezu unvermeidlicher W eise 
einen Tanz um die sich als das 
goldene Kalb präsentierende Staats
macht herbeiführen könnte (so daß 
die Reprivatisierung schließlich das 
gerade Gegenteil einer W iederein
führung der privaten  W irtschaft 
sein könnte). Die Akzente werden 
sich in der Sozial- und Wirtschafts
politik sicherlich um einiges ver-
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schieben; das Sozialgefüge selber 
sollte die Wiedervereinigung uner
schüttert überstehen können. 

Die sowjetische Herrschaft in 
Ost- und Mitteldeutschland hat 
zweifelsohne bewußt eine Proleta
risierung der dortigen Bevölkerung 
versucht. Diese Politik hat aber 
die Sozialstruktur doch noch nicht 
radikal verändert und im wesent
lichen nur den allgemeinen Lebens
standard gedrückt. Das Buch von 
Nettl (The Soviet Zone) mag ü ber
treiben, wenn es behauptet, daß 
die Sowjetzone noch immer ein 
bourgeoises Land sei. Aber im 
Kerne ist das richtig. Die Gegeben
heiten der deutschen Situation und 
die internationale Lage haben ver
hindert, daß eine radikale Um-
schmelzung des deutschen Lebens 
in der Ostzone erfolgte. 

Die Bevorzugung der Facharbeiter
schaft in der Sowjetzone unterschei
det sich wenig von dem Aufstieg 
der Eliten der Arbeiterschaft, wie 
ihn in Westdeutschland die ökono
mischen Verhältnisse zustande ge
bracht haben. Es ist also nicht ein
zusehen, warum das wiederver
einigte Deutschland nicht ein bür
gerlich-bäuerliches Land mit einer 
starken Beimengung arrivierter 
Arbeiterschichten sein sollte. 

Wenn auf di e Dauer eine wesen
hafte Wandlung der deutschen 
Sozialstruktur durch die Wiederver
einigung entsteht, dann vielleicht 
nur auf dem Umweg über geistige 
Wandlungen. Der größere Lebens
ernst, den die Bevölkerung der 
Sowjetzone angenommen hat, die 

geistigen und politischen Leiden
schaften, wie sie vielleicht im An
schluß an das Erlebnis der „Be
freiung" entstehen mögen, können 
vielleicht dazu beitragen, die inne
ren Haltungen des deutschen Vol
kes insgesamt zu verändern, und 
eines Tages eben auch an die Stelle 
der westdeutschen „Windstille" 
eine größere geistige und soziale 
Bewegtheit und Erregtheit setzen. 
Das kann niemand vorhersagen. 

Im sozial-ökonomischen Sektor je
doch bestehen nicht allzu viele Fak 
toren und Momente, die einen gro
ßen Wandel der Sozialstruktur un
vermeidlich machen müßten. Aber 
man darf nie vergessen, daß welt
politisch und geschichtlich „Deutsch
land" heute nur noch als eine Re
volution möglich ist, und niemand 
kann wissen, was alles von den 
Schwingungen dieser Revolution 
ergriffen werden wird. (nd) 

Politik und Diplomatie 
TJjUährend die Politik die Ziele aufstellt, die die Staaten zu erreichen 

streben, soll die Diplomatie die Mittel und Wege bieten, um diese 
Ziele nach und nach zu erreichen oder ihnen nahezukommen. Denn die 
Ziele, die sich d ie Staaten vornehmen, reiben sich auf dem engen Raum 
der Erde, und so sind alle politischen Ziele gewissermaßen nur in Ge
genrechnung durch Aushandeln zu erreichen. Die Geschicklichkeit des 
Aushandelns ist entscheidend dafür, ob der eine oder der andere Staat 
sich seinen Zielen schneller nähe rn kann. 

Der Verlauf der Berliner Konferenz hat wenig von der hohen Kunst 
der Diplomatie verraten. Härte im Verhandeln darf nicht zur Sturheit 
führen, die jedes Nachgeben zum Prestigeverlust macht. Natürlich sind 
hin und wieder, um ganz tote Punkte zu überwinden, auch gewisse Ver
gleich sangebote gemacht worden. Aber diese Vergleichsangebote hatten 
durch ihre Bedeutungslosigkeit den Schein von Spiegelfechtereien. Der 
große Aufwand mit so illustren Verhandlungspartnern wird sich in der 
geschichtlichen Erinnerung nur a ls ein Berg abzeichnen, der nicht einmal 
eine Maus gebar, aber viel Albdruck verurs achte. 

Man fragt sich unwillkürlich, ob mit Berlin nicht die Epoc he internatio
naler Verhandlungen endgültig ihr Ende gefunden hat. Aber wir möchten 
es nicht hoffen. Denn alle Staaten verfolgen trotz Scheiterns von Kon
ferenzen und Kongressen ihre Ziele weiter. Und wenn diese Ziele sich 
auf dem engen Raum der Erde reiben, bleiben nur Mittel jenseits der 
Diplomatie. Aber kein Staatsmann kann heute eine solche Verantwor
tung auf sich nehmen. Wir können nur hoffen, daß sich in den Geheim
besprechungen Möglichkeiten abgezeichnet haben, die weitere internatio
nale Besprechungen, sinnvoll machen. Aber müssen wir nicht den Inhalt 
dieser Besprechungen, den wir nicht kennen, fürchten? Seit jeher leidet 
die Menschheit unter der Angst vor dem Morgen. Wird es den Staats
führungen niemals gelingen, diese Angst zu bannen? (sk) 

Alfred Frisch, Paris 

Sozialpolitische Tendenzen in Frankreich 

Die tiefgehende Streikbewegung vom August 1953, 
deren eigentliche Beweggründe und Triebkräfte 

immer noch nicht ganz klar sind, lastet fühlbar und 
dauerhaft auf der gesamten sozialpolitischen Atmo
sphäre Frankreichs. Nach langen Jahren ergriffen zum 
ersten Mal wieder die Arbeiter die Initiative, ohne 
sich v on ihren Gewerkschaften politisch oder ini son 
stiger Art beeinflussen zu lassen, ohne ferner greif
bare lohnpolitische Ziele zu verfolgen. Es war ein 
stiller Aufstand der Massen, d er allerdings nicht den 
geringsten revolutionären Charakter hatte, vielleicht 
weil in Frankreich seit langem der revolutionäre 
Funke erloschen ist. Jedenfalls verursachte der S treik 
im Monat August einen klaren Bruch im sozialpoli

tischen Gefüge des Landes. Er führte vor allen Dingen 
zu einer schwierigen, in ihren Auswirkungen nur lang
sam zum Ausdruck kommenden Erschütterung der 
französischen Gewerkschaftsbewegung. 
Im heutigen französischen Leben sind die Gewerk
schaften nur noch eine schwache Kraft. Ihre restlose 
Zersplitterung ist weitgehend bekannt, ihre Mitglieder
zahl wird noch überschätzt. Die kommunistische Ge
werkschaft CGT. dürfte kaum mehr als 1,5 Mill. zah
lende Mitglieder haben, die sozialisti sche Gewerkschaft 
„Force Ouvriere" und die christlich e Gewerkschaf t zu
sammen kaum mehr als eine Million. Dazu kommen 
etwa 500 000 weitere organisierte Arbeitnehmer in den 
verschiedenen anderen, kleineren Verbänden. Damit 
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